
Jürg Auf der
Maur über die
Dienstpflicht

Höchste Zeit für
offene Debatte

Soll die Schweiz weiterhin
grundsätzlich alle Männer obli-
gatorisch zur Wehrpflicht auf-
bieten – auch wenn man weiss,
dass sich immer mehr auf dem
blauen Weg der Pflicht entzie-
hen? Oder soll zu einer allge-
meinen Dienstpflicht überge-
gangen werden, wo je nach
Können und Präferenzen des
Einzelnen Spitaldienst, Alters-
betreuung oder «normaler»
Militärdienst möglich wären?

Die Diskussion über künftige
Wehrpflichtmodelle hat Tradi-
tion. Schon in den Achtiziger-
jahren setzte der Bund Arbeits-
gruppen ein, und selbst in ar-
meenahen Kreisen ist die Idee
eines Sozialdienstes, einer all-
gemeinen Dienstpflicht oder ei-
ner freiwilligen Miliz salonfähig.
Jetzt, mit der Lancierung der
GSoA-Initiative, wird diese De-
batte neu lanciert und breit dis-
kutiert.

Das Anliegen stösst auf viel
Sympathie. Das zeigt sich nicht
nur daran, dass innert kürzes-
ter Zeit bereits viele Unter-
schriften zusammengekommen
sind. Sondern auch am Um-
stand, dass gegenwärtig Perso-
nal für ein bürgerliches Unter-
stützungskomitee gesucht wird.

Leute wie der Freiburger Wirt-
schaftsprofessor Reiner Ei-
chenberger sind nicht über
Nacht zu Armeeabschaffern
geworden. Im Gegenteil. Sie
stehen zur Armee, wollen aber,
dass sie sich weiterentwickelt.
Sie setzen sich für eine offene
und ehrliche Debatte ein. Und
die ist gerade jetzt nötig, in
Zeiten, wo der Armee Geld
fehlt und sogar ihre Wehrbe-
reitschaft angezweifelt wird.

juerg.aufdermaur@
zentralschweizamsonntag.ch
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Grossanlass

Soll in Emmen wieder eine Flugshow stattfinden?
Die Schweizer Luft-
waffe liebäugelt
damit, ihr 100-jähri-
ges Bestehen im Jahr
2014 mit einer
Flugshow auf dem
Flugplatz Emmen zu
feiern. Davon sind
nicht alle begeistert.

Branche braucht
ein Schaufenster
Am vergangenen Wochenende hat

man erlebt, was ein Flugmeeting
so einmalig macht: Jung und Alt war
am Samstag auf den Beinen – Knirp-
se konnten in die Cockpits von
Kampfjets klettern, Aviatik-Freunde
über Motoren, Modelle und neuste
Technologien fachsimpeln.

Und nicht wenige kamen einfach
«aus Gwunder» nach Emmen, um
einmal zu sehen, was da alles los ist.
So sah man auf dem Flugplatz 45 000
Leute staunen, diskutieren und ge-
bannt in den Himmel schauen – und
dies, obwohl das Wetter ja wahrlich
alles andere als einladend war. Es
gibt nur wenige Anlässe mit der An-
ziehungskraft eines Flugmeetings.

Spass und Begeisterung sind aber
nur ein Aspekt. Ein anderer, nicht
minder wichtiger ist der wirtschaftli-
che. In der Schweiz sind rund
160 000 Arbeitsplätze direkt oder indi-
rekt mit der Flugzeugindustrie ver-
bunden. Flugzeugwerke und all ihre
Zulieferfirmen bilden so einen wichti-

gen Wirtschaftszweig. Denken Sie et-
wa an die Pilatus-Werke in Stans oder
die Ruag in Emmen. Die Flugzeug-
branche muss sich – wie alle anderen
auch – präsentieren können. Auch sie
braucht Fürsprecher, Mitarbeiter und
Nachwuchs. Hierfür leisten Flugmee-
tings einen wichtigen und unverzicht-
baren Beitrag.

Der Flugplatz Emmen ist verkehrs-
technisch ideal gelegen – er befindet
sich mitten in der Schweiz. Zudem ver-
fügt er über eine Infrastruktur, die man
längst nicht überall findet. Für ein
Flugmeeting braucht es nicht nur eine
Start- und eine Landebahn. Es braucht
insbesondere auch Hunderte freiwillige
Helfer. All das ist in Emmen gegeben.
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�PRO
Peter W. Ottiger* Ein Restrisiko

fliegt immer mit
Nun ist sie also vorbei, die grosse

Flugschau «100 Jahre Luftfahrt» –
und wir haben wieder 100 Jahre Ruhe.
Doch nein – anscheinend war der An-
lass so grossartig, dass schon in der
Woche danach der Ruf nach einer
Wiederholung laut wird. Davon kann
ich als Co-Präsident des Schutzver-
bandes um den Flugplatz Emmen
(SFE) nicht begeistert sein.

Unser Verband akzeptiert die Exis-
tenz des Militärflugplatzes Emmen als
Tatsache und ist bereit, den Flugbetrieb
im Rahmen von klaren Leitlinien zu to-
lerieren. Eine exzessive Häufung von
Flugschauen gehört aber klar nicht
mehr in diesen Rahmen. 45 000 Leute
haben sich an einem Tag gefreut. Min-
destens ebenso viele waren zuvor aber
durch den Fluglärm während mehrerer
Wochen massiv belastet und belästigt.
Neben dem Lärm muss der Aspekt Si-
cherheit zu denken geben. Unser Ver-
band hat im Vorfeld Fragen nach der
Sicherheit gestellt, jedoch bewusst da-
rauf verzichtet, Katastrophenszenarien
heraufzubeschwören. Obwohl Katastro-

phen durchaus möglich wären – auch
in Emmen. Ein Restrisiko lässt sich nie
ganz ausschliessen.

Angesichts der Power, der Masse
und der Geschwindigkeit der Maschi-
nen kann schon der kleinste menschli-
che oder technische Fehler verheeren-
de Auswirkungen haben. Dass bislang
immer alles glatt ging, heisst deshalb
nichts. Man muss sich ernsthaft fra-
gen, ob eine Flugschau in einem so
dicht besiedelten Gebiet vertretbar ist.
Der Schutzverband ist aber grosszügig:
Wenn eine Flugschau tatsächlich et-
was dermassen Grossartiges ist, sollten
doch auch andere Regionen einmal in
ihren Genuss kommen.
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�CONTRA
Luzius Hafen*

Hoffen auf die Lehren von Duisburg

ANALYSE

Dirk Heckmann*
über den Umgang
mit Grossanlässen

nachrichten@neue-lz.ch

D ie Katastrophe von Duis-
burg, wo bei der Lovepara-
de 21 Menschen starben
und Hunderte verletzt

wurden, liegt eine Woche zurück.
Nicht nur die Trauer, auch die juristi-
sche und politische Aufarbeitung hält
an. Hätte das Unglück vermieden
oder wenigstens in seinen Folgen
gelindert werden können? Im Mittel-
punkt steht die Frage: War der Lauf
der Dinge vorhersehbar?

In der Verantwortung steht sowohl
der Veranstalter (infolge seiner Ver-
kehrssicherungspflicht) als auch die
öffentliche Hand (infolge der staatli-
chen Schutzpflichten). Um die Details
kümmern sich die Ermittlungsbehör-
den. Es besteht aber Anlass, ganz
grundsätzlich der Frage nachzugehen,
welche Möglichkeiten einer Verbesse-
rung der Katastrophenvorsorge es
gibt, damit ein ähnliches Unglück
zukünftig vermieden werden kann.

Ansetzen muss man an dem Phäno-
men der komplexen Massenveran-
staltung. Im Prinzip sind es drei
Punkte, die man zur Gefahrenvorsor-
ge bei künftigen (sportlichen oder
kulturellen) Grossveranstaltungen
ändern könnte. So bietet sich für die
Ermittlung, Abwägung und Beobach-
tung der Risiken eine technische und
organisatorische Neuorientierung an.

Erstens: Die Risikoermittlung. Die-
se erfolgt normalerweise durch erfah-
rene Sachbearbeiter und Sachverstän-
dige. Flankierend bietet es sich aber
an, die «Weisheit der vielen» zu nut-
zen, die gerade bei sehr komplexen
Ereignissen wie Grossveranstaltungen
mit Menschenmengen im sechs- oder
siebenstelligen Bereich auf atypische
und dennoch relevante Verläufe auf-
merksam machen können.

Das adäquate Instrument hierfür ist
das Internet. Dessen Foren werden
schon jetzt zur Diskussion im Vorfeld
genutzt. Dort war bereits zwei Tage
vor der Loveparade in Duisburg von
Szenarien die Rede, die dem späteren
Geschehen sehr nahe waren. Noch
besser wären allerdings Portale mit
einem Contentmanagement-System,
über das die Beiträge der Bürger
stärker strukturiert und ausgewertet
werden könnten.

In der Fortentwicklung solcher IT-
Instrumente steckt auch und gerade
für die öffentliche Verwaltung enor-
mes Potenzial: von der einfachen Kol-
laboration (web 2.0) zur gemeinsamen
Erstellung von Sicherheitskonzepten
im semantischen Netz (web 3.0), na-
türlich unter Wahrung von Geheim-
haltungsinteressen aus Sicherheits-
gründen. Dieser Gedanke, den Bürger

als Ressource zu begreifen und zugleich
eine notwendige Transparenz in gesell-
schaftlich relevanten Verwaltungsange-
legenheiten herzustellen, mag für man-
chen Beamten neu und unbequem sein.
Wenn aber der Staat nicht für «Open
Government» und «Open Data» in die-
sem Sinne sorgt, macht das die Gesell-
schaft notfalls selbst, wie man – freilich
in einem anderen Bereich – derzeit bei
Wikileaks beobachten kann.

Zweitens: Die Risikoabwägung. So
hilfreich die «Community» bei der Er-
mittlung von Risiken sein kann, ent-
scheiden muss (immer noch) der Staat.
Er hat die Schutzpflicht gegenüber
seinen Bürgern. Für diese Entschei-
dung (Zulassung, Auflagen, Ablehnung)
bietet sich aber eine neue Zuständig-
keitsverteilung an.

Während es bislang in Deutschland
die Kommunen selbst waren, die eine
Genehmigung auszusprechen (oder zu
versagen) hatten, spricht bei Veranstal-
tungen der oben genannten Grössen-
ordnung viel für eine Verlagerung der
Entscheidungskompetenz auf eine
neutrale, höhere Instanz (zum Beispiel
das Innenministerium). Es ist nämlich
nicht auszuschliessen, dass die Stadt
bei der Frage, ob sie eine Grossveran-
staltung zulassen soll, in einen Interes-
senkonflikt gerät. In Zeiten klammer
Kassen können solche Veranstaltungen
als Publikumsmagnet unmittelbar (tou-
ristisch) oder mittelbar (imageför-
dernd) finanziell lukrativ sein. Dies
muss nicht, kann aber Auswirkungen
auf die Risikobereitschaft bei der Fol-
genabschätzung haben.

Drittens: Die Risikobeobachtung.Die
Risikoanalyse für die Gefahrenpoten-
ziale von Massenveranstaltungen be-
ginnt im Vorfeld und darf erst beendet
werden, wenn nach Auflösung der Mas-
se keine Gefahr mehr besteht. So müs-
sen die im Vorfeld als relevant ermittel-
ten Verläufe permanent mit der Wirk-
lichkeit verglichen und dabei die theo-
retischen Annahmen verifiziert oder
falsifiziert werden. Signifikante Abwei-
chungen sind dann schnellstmöglich zu
bewerten und notwendige Konsequen-

zen (ggf. auch die Auflösung der
Veranstaltung) zu beschliessen.

Auch hier bietet sich technische
Hilfe an. So könnten etwa mobile
Sensoren auf dem Veranstaltungsge-
lände so installiert werden, dass da-
durch charakteristische Bewegungs-
bilder der Masse schneller erkannt
und analysiert werden, als dies das
menschliche Auge alleine wahrneh-
men kann. Solche Sensornetze sind
bereits Gegenstand der Grundlagen-
forschung. Eine datenschutzkonforme
Umsetzung ist möglich, weil es nicht
um Profile des Einzelnen, sondern um
die Bewegung der Masse geht.

Katastrophen wie jene in Duisburg
sind schrecklich und für die Betroffe-
nen irreversibel. Soweit sie durch
Verschulden einzelner Menschen ver-
ursacht werden, kann dem aber künf-
tig durch neue organisatorische und
technologische Strukturen begegnet
werden. Vielleicht läutet Duisburg ein
Umdenken ein. Es wäre auch ein
entlastendes Signal.
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Haben sie ihre Verantwortung wahrgenommen? Loveparade-Veranstalter Rainer Schaller (stehend), der Duisburger Bürger-
meister Adolf Sauerland (rechts) und Polizei-Vizepräsident Detlev von Schmeling (links) an einer Pressekonferenz am 25. Juli. RTR
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